Beteiligungsverfahren nach BImschG: Antrag der IMR zum Bau einer Schredderanlage in Großbüllesheim
Der BUND-Arbeitskreis Abfall arbeitet mit Hochdruck an der Einwendung und das mit aller fachlichen Kompetenz, die dieses Verfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz erfordert.
Das Immissionsschutzverfahren ist ein sehr anspruchsvolles Genehmigungsverfahren, weil darin sämtliche Umweltauswirkungen der Anlage berücksichtigt und gewürdigt werden müssen. Werden alle in den Fachgesetzen und Verordnungen vorgeschriebenen Grenzwerte (voraussichtlich) eingehalten, hat die Behörde keinen Ermessensspielraum und muss die Genehmigung "als gebundene Entscheidung" erteilen - anders, wie das bei Abwägungsverfahren (Planfeststellungsverfahren), beispielsweise im Bau- oder Wasserrrecht, der Fall ist.
Deshalb ist es nicht unbedingt ein Genehmigungsverfahren, bei dem hunderte von gleich- oder ähnlich lautenden Einwendungen fachlich viel helfen, allenfalls politisch, um nämlich Druck auf die Behörde auszuüben und den Protest kundzutun. Es ist punktgenaue Treffsicherheit gefragt, anders ausgedrückt, man muss "die Haare" in der Suppe finden und die Gutachten und Prognosen auf Gesetzeskonformität hinterfragen und prüfen. Das hat sich der BUND auf seine Fahne geschrieben.

Zwei Dinge stehen für den deutschlandweit größten Umweltverband allerdings jetzt schon fest: Die Ängste der Anwohner sind berechtigt, sowohl was die nicht vermeidbaren (genehmigten!) Emissionen extrem giftiger Luftschadstoffe während des ordnungsgemäßen Betriebes als auch die sprichwörtlich hohe Störanfälligkeit der Schreddertechnik angeht. Kaum eine technische Anlage weist derart hohe Risiken der Selbstentzündung auf, die dann zu unbeherrschbaren Freisetzungen von Brandgasen und der daraus folgenden Kontamination der Umweltgüter Boden, Wasser und Luft führen, wie eine Schredderanlage von Altmetallen. Allzuhäufig gehen solche gefährlichen Anlagen nach einem Brand oder nach einer gewissen Zeit "punktgenau" in Konkurs und die Gemeinde bleibt auf den verseuchten Altlasten sitzen.
Es geht nicht an, dass der Stadtrat jetzt die BürgerInnen auffordert, die Suppe auszulöffeln, die er ihnen eingebrockt hat und versucht, sich aus seiner Verantwortung zu stehlen, statt sich kompromisslos für das grundgesetzlich verbriefte Recht auf Schutz von Leben und Gesundheit der BürgerInnen einzusetzen.…. Prost Mahlzeit!
